
ZAHLEN ZUM ANERKENNUNGSVERFAHREN

In einer Zeit, in der die Pflegebranche angesichts des Fach-
kräftemangels und des doppelten demografischen Wandels 
(Zunahme pflegebedürftiger Menschen, Renteneintritte von 
Pflegefachpersonen) vor vielfältigen Herausforderungen steht, 
ist der Zuzug von Pflegefachpersonen aus Drittstaaten eine 
Option zur Sicherung des Fachkräftebedarfs. Dieses Impuls-
papier skizziert, wie der Anerkennungsprozess von Pflege-
fachpersonen aus Drittstaaten momentan in Deutschland or-
ganisiert ist, welche Neuerungen sich durch das im Jahr 2023 
novellierte Fachkräfteeinwanderungsgesetz ergeben und wel-
che Herausforderungen in der Praxis sichtbar werden. Dabei 
stellt die Berufsanerkennung von Pflegefachpersonen aus dem 
Ausland einerseits einen integralen Bestandteil der Arbeits-
markt- und Pflegepolitik in Deutschland dar, während es an-
dererseits gilt, diese Entwicklung im Zusammenhang mit der 
Professionalisierung der Pflege in Deutschland zu betrachten. 
Vor diesem Hintergrund sind in den vergangenen Jahren – 
auch im Rahmen der Konzertierten Aktion Pflege (AG 4 – 
Pflegekräfte aus dem Ausland) – zahlreiche Gestaltungspro-
zesse, rechtliche Neuregelungen und Programme angestoßen 

worden, um den Prozess der Berufsanerkennung zu verbes-
sern. Dies schlägt sich auch in quantitativer Dimension auf 
die Anerkennungsverfahren nieder (siehe Abbildung 11).

So ist ein Anstieg bei den laufenden Verfahren zur Aner-
kennung der Berufsqualifikation von Pflegefachpersonen aus 
Drittstaaten zu beobachten. Auch die Zahlen der beendeten 
Verfahren sowie der positiv bewerteten Verfahren sind gestie-
gen. Der Anteil an positiv bewerteten Anträgen hat sich im 
Zeitraum 2016 bis 2021 erhöht: Wurden 2016 insgesamt 38 
Prozent aller abgeschlossenen Verfahren positiv bewertet, wa-
ren es im Jahr 2021 44 Prozent. Die fünf häufigsten Drittstaa-
ten als Ausbildungsländer für Pflegefachkräfte, aus denen An-
träge im Zeitraum 2012 bis 2021gestellt wurden, sind Bosnien 
und Herzegowina (17.103), Philippinen (14.178), Serbien 
(12.990), Albanien (4.911) und Indien (4.545). Dies sind auch 
die Länder, die über die vergangenen Jahre im Rahmen zwi-
schenstaatlicher Vermittlungsabsprachen, wie dem Programm 
Triple Win, und gesetzgeberischer Regelungen (wie vor allem 
der Westbalkanregelung) besondere Zugangswege für ihre 
Staatsangehörigen auf den deutschen Arbeitsmarkt eröffnet 
bekommen haben. 

Diese Zahlen spiegeln die steigende quantitative Bedeutung 
der Anerkennung ausländischer Pflegefachpersonen aus Dritt- 
staaten wider. Im Folgenden soll darüber hinaus die qualitative 
Dimension des Anerkennungsverfahrens thematisiert werden. 
Folgende Fragestellungen stehen dabei im Mittelpunkt: 

• Wie sind Anerkennungsstrukturen und -prozesse in 
Deutschland geregelt, und wie werden sie tatsächlich umge-
setzt? 
• Welche Herausforderungen ergeben sich in der Praxis? 
Welche Gestaltungsaufgaben und Lösungsoptionen können 
aufgezeigt werden? 

Nach einer Skizze des Anerkennungsverfahrens richten wir 
den Blick auf gesetzliche Neuregelungen, auf die damit ver-
bundenen Hoffnungen wie auch die Gestaltungsherausforde-
rungen aus Sicht der Pflegebranche. 

AUF EINEN BLICK
Die Zahl der Anerkennungsverfahren von Pflege-
fachpersonen aus Drittstaaten ist in den vergan-
genen Jahren gestiegen. Gleichzeitig lässt sich 
feststellen, dass bei den behördlichen Prozessen 
deutlicher Verbesserungsbedarf besteht. Chancen 
liegen zudem in einer personenzentrierten Koor- 
dination und Vernetzung der Akteur_innen, in der 
Abfederung des finanziellen Risikos der Arbeit- 
geber_innen während des Anerkennungsprozesses 
sowie in digitalen und bundeseinheitlichen Ver-
fahren. 
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EIN MÜHSAMER WEG – DER PROZESS ZUR 
ANERKENNUNG DER PFLEGERISCHEN BE-
RUFSQUALIFIKATION VON DRITTSTAATLER_
INNEN IN DEUTSCHLAND 

Pflegefachpersonen, die ihre Qualifikation im Ausland erwor-
ben haben, müssen ihren Beruf, da er unter die sogenannten 
reglementierten Berufe3 fällt, zunächst staatlich anerkennen 
lassen. Das Verfahren zur Anerkennung der Qualifikation ist 
im 2011 verabschiedeten Berufsqualifikationsfeststellungsge-
setz (BQFG) geregelt. 

VORAUSSETZUNG DER ANERKENNUNG UND 
AUSGLEICHSMASSNAHMEN 

Zur Anerkennung der Berufsqualifikation muss zunächst ein 
Antrag bei der zuständigen Stelle eingereicht werden. Welche 
Stelle für die Berufsanerkennung zuständig ist, unterscheidet 
sich jedoch von Bundesland zu Bundesland. Für Bayern ist 
zum Beispiel das Bayerische Landesamt für Pflege, für NRW 
die Bezirksregierung Münster und in Schleswig-Holstein das 
Schleswig-Holsteinische Institut für Berufliche Bildung 
(SHIBB) zuständig. Orientierung für das Anerkennungsver-
fahren bietet das Gesetz zur Verbesserung der Feststellung 
und Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifikati-
onen (Anerkennungsgesetz), welches am 1.4.2012 in Kraft  
getreten ist. Kernstück des Anerkennungsgesetzes ist das Be-
rufsqualifikationsfeststellungsgesetz (BQFG) sowie Änderun-
gen in den berufsrechtlichen Fachgesetzen.

Dem Antrag sind verschiedene Dokumente zur Feststellung 
der Gleichwertigkeit der im Drittstaat erworbenen Berufs-
qualifikation beizulegen. Dazu gehört unter anderem ein im 

Ausland ausgestellter Ausbildungsnachweis, Nachweise über 
einschlägige Berufserfahrungen und eine tabellarische Auf-
stellung der absolvierten Ausbildungsgänge und ausgeübten 
Erwerbstätigkeiten. Diese Dokumente sind in deutscher Spra-
che vorzulegen. Die Übersetzung auf Deutsch soll dabei von 
einem oder einer öffentlich bestellten Übersetzer_in erstellt 
werden. Die Unterlagen sollen als Kopien oder elektronisch 
übermittelt vorgelegt werden. Zusätzlich ist von Personen aus 
Drittstaaten eine Darlegung erforderlich, dass die Absicht be-
steht, eine der Berufsqualifikation entsprechende Erwerbstä-
tigkeit in Deutschland auszuüben, z. B. in Form einer Kon-
taktaufnahme mit potenziellen Arbeitgeber_innen (§ 12 BQFG). 

Nach Eingang aller erforderlichen Unterlagen hat die zu-
ständige Stelle einen Monat Zeit, um die Antragstellung zu  
bestätigen. Innerhalb von drei Monaten – nach Eingang aller 
Unterlagen – muss von der zuständigen Stelle eine Entschei-
dung über die Gleichwertigkeit der beruflichen Qualifikation 
vorliegen. Diese Frist kann begründet einmal verlängert wer-
den. Bei Anträgen von Personen aus der EU, einem Vertrags-
staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum oder der Schweiz darf die Frist maximal einen Monat 
verlängert werden, bei Personen aus Drittstaaten gibt es  
hingegen keine Vorgaben zur Dauer der Fristverlängerung  
(§ 13 BQFG). 

Lassen sich wesentliche Unterschiede zwischen der im 
Ausland erlangten Qualifikation und der inländischen Be-
rufsausbildung feststellen, ist eine direkte Anerkennung der 
Berufsqualifikation nicht möglich (§ 9 BQFG). Die Unter-
schiede müssen dann in einem Bescheid dokumentiert wer-
den, der auch verbindliche Maßnahmen zum Ausgleich der 
Abweichungen gegenüber dem erforderlichen inländischen 
Ausbildungsnachweis beinhaltet (§ 10 BQFG). Bei diesen 
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Abb. 1

 Laufende Verfahren, abgeschlossene Verfahren und positiv bewertete 
Verfahren zur Anerkennung der beruflichen Qualifikation von Pflegefach-
personen aus Drittstaaten

QUELLE: Destatis (2023)2, eigene Darstellung.

positiv bewertete Anerkennungs-
verfahren aus Drittstaaten

abgeschlossene Verfahren zur 
Anerkennung aus Drittstaaten 

laufende Verfahren zur 
Anerkennung aus Drittstaaten 
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Maßnahmen handelt es sich wahlweise um einen Anpassungs- 
lehrgang, der nicht länger als drei Jahre dauern darf, oder  
um die Absolvierung einer Eignungsprüfung, sofern es keine 
anderen berufsrechtlichen Regelungen gibt (§ 11 BQFG). 
Neben der Feststellung der Gleichwertigkeit der im Ausland 
erlangten Qualifizierung sind die im berufsrechtlichen Fach-
gesetz vorgegeben Anforderungen an das Sprachniveau zu 
erfüllen, um die staatliche Zulassung zur Berufsausübung zu 
erlangen. Dazu sind Deutschkenntnisse entweder auf dem 
Niveau B2 oder B1 – je nach Bundesland – vorzuweisen. 

Neben der Anerkennung der im Ausland erworbenen Be-
rufsqualifikation kommen für Pflegefachpersonen aus Dritt-
staaten zudem die gesetzlichen Grundlagen zum Aufenthalts-
recht zur Anwendung. Die Ausgestaltung des weiteren Pro-
zesses regelt das Aufenthaltsgesetz (AufenthG) wie folgt: Um 
einen Anpassungslehrgang zu absolvieren, muss – wenn sich 
die antragstellende Person noch im Ausland befindet – zuvor 
eine Aufenthaltsgenehmigung beantragt werden. Die Mög-
lichkeit einer Aufenthaltsgenehmigung zur Absolvierung ei-
ner solchen Qualifizierung ist im Aufenthaltsgesetz festge-
schrieben. Um diese Aufenthaltserlaubnis zu erlangen, muss 
in einem ersten Schritt bei der deutschen Botschaft im Her-
kunftsland vor der Einreise nach Deutschland ein Einreisevi-
sum zum Zweck der Anerkennung der ausländischen Berufs-
qualifikation beantragt werden. Anschließend wird der Auf-
enthaltstitel dann in Deutschland bei der zuständigen Auslän-
derbehörde vor Ort beantragt. Bei einer überwiegend betrieb-
lichen Qualifizierungsmaßnahme müssen die konkreten 
Maßnahmen sowie das Gehalt in einem Weiterbildungsplan 
dargelegt werden. Zusätzlich muss die Bundesagentur für  
Arbeit (BA) der Maßnahme zustimmen (§ 39 AufenthG). Da-
rüber hinaus muss ein Nachweis zu Deutschkenntnissen, die  
in der Regel mindestens dem Niveau A2 entsprechen, vorliegen 
sowie ein Nachweis, dass der Lebensunterhalt für die Dauer 
des Aufenthalts gesichert ist (Konto mit mindestens 1.027 Euro 
im Monat oder in Form einer Verpflichtungserklärung4). 
Nach Prüfung der einzelnen Punkte wird eine Aufenthaltser-
laubnis für bis zu 18 Monate erteilt, die um sechs Monate  
verlängert werden kann. Bei Pflegefachpersonen kann die 
Höchstaufenthaltsdauer auf drei Jahre verlängert werden, 
wenn die antragstellende Person aufgrund einer Absprache 
der BA mit der Arbeitsverwaltung des Herkunftslandes5 über 
das Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit der aus-
ländischen Berufsqualifikation in eine Beschäftigung vermit-
telt worden ist und die BA nach § 39 zugestimmt hat (§ 16d 
AufenthG).

Während des Anpassungslehrgangs kann eine berufliche 
Tätigkeit von maximal zehn Wochenstunden ausgeübt werden. 
Handelt es sich um eine Tätigkeit, die im Zusammenhang mit 
dem anzuerkennenden Beruf steht, und liegt ein konkretes 
Angebot für eine spätere Beschäftigung vor, kann dieser Tätig- 
keit ohne zeitliche Begrenzung nachgegangen werden. Im 
Rahmen des Anerkennungsprozesses einer Pflegefachperson 
kann das zum Beispiel eine Tätigkeit als Pflegehelfer_in sein. 
Dazu ist jedoch ebenfalls eine Zustimmung der BA notwendig.

Durch einen Antrag einer arbeitgebenden Einrichtung auf 
ein beschleunigtes Fachkräfteverfahren kann die Dauer des 
Anerkennungsverfahrens auf bis zu zwei Monate verkürzt wer- 
den. Zudem gelten verkürzte Fristen für die gegebenenfalls 

erforderliche Zustimmung der BA sowie für die Beantragung 
und Erteilung des Einreisevisums (§ 81a AufenthG).

Wurde direkt oder nach Abschluss des Anpassungslehrgangs 
die berufliche Qualifikation vollständig anerkannt, kann eine 
Aufenthaltserlaubnis zur Arbeitsplatzsuche ohne Ausreise bei 
der zuständigen Ausländerbehörde beantragt werden (§ 20 
Abs. 3 Nr. 4 AufenthG). Falls bereits ein konkretes Arbeitsan-
gebot vorliegt, kann ein entsprechender Antrag bei der zu-
ständigen Ausländerbehörde mit folgenden Aufenthaltstiteln 
eingereicht werden: 1) Aufenthaltserlaubnis zum Arbeiten 
von Fachkräften (§ 18b Abs. 1 AufenthG) oder, wenn es sich 
um einen akademischen Abschluss handelt und dieser als  
solcher anerkannt ist, 2) Blaue Karte EU (§ 18b Abs. 2 Auf-
enthG). Auch wenn das Verfahren bundesrechtlich geregelt ist, 
gibt es abweichende Möglichkeiten für die länderrechtliche 
Regelung. Dies betrifft bei reglementierten Berufen die Vo- 
raussetzungen der Gleichwertigkeit und die Ausgleichsmaß-
nahmen, bei den vorzulegenden Unterlagen den Weg der Über- 
mittlung (als Kopie oder elektronisch), welche Unterlagen  
auf Deutsch übersetzt sein müssen, sowie das Verlangen von 
beglaubigten Kopien (§ 19 BQFG). 

NEUE CHANCEN FÜR PFLEGEFACHPERSONEN 
AUS DRITTSTAATEN? AKTUELLE REGELUN-
GEN UND ERWEITERTE BERATUNGSMÖGLICH- 
KEITEN IM FOKUS

Mit der Novellierung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes 
im Jahr 2023, dessen angepasste Regelungen ab November 
2023 schrittweise in Kraft treten, werden Änderungen bezüg-
lich der Aufenthaltserlaubnis für Personen aus Drittstaaten 
wirksam. Dabei geht es insbesondere um den Ausbau der Mög- 
lichkeiten einer Aufenthaltserlaubnis. Für Pflegefachpersonen 
sind vor allem zwei Punkte hervorzuheben: 1) die Aufent-
haltserlaubnis wird bei Ersterteilung direkt für 24 Monate aus- 
gestellt und kann um zwölf Monate auf bis zu maximal drei 
Jahre verlängert werden (ab November 2023), daran anschlie-
ßend kann eine Niederlassungserlaubnis beantragt werden;  
2) wird die Möglichkeit einer Aufenthaltserlaubnis im Rah-
men einer Anerkennungspartnerschaft oder mit einer Chancen- 
karte eingeführt (ab März 2024). Eine Anerkennungspartner-
schaft ist eine Vereinbarung zwischen Arbeitgeber_in und  
einer Fachkraft aus dem Ausland, in deren Rahmen die Mög-
lichkeit besteht, erst nach Deutschland einzureisen und dann 
die Anerkennung der beruflichen Qualifikation zu beantra-
gen. Dazu bietet die arbeitgebende Einrichtung nach erfolgter 
Anerkennung eine Beschäftigung auf Fachkräfteniveau für  
die ausländische Fachkraft an, und die Fachkraft verpflichtet 
sich im Gegenzug, das Verfahren zur Anerkennung der Be-
rufsqualifikation einzuleiten (§ 16d Absatz 3a AufenthG). Vo-
raussetzung dafür ist das Vorliegen eines Arbeitsvertrags und 
einer Berufsqualifikation, die eine mindestens zweijährige Aus- 
bildung erfordert hat oder einen Hochschulabschluss – bei-
des muss vom jeweiligen Ausbildungsstaat anerkannt sein –, 
sowie deutsche Sprachkenntnisse auf Niveau A2 (GER). Die 
Aufenthaltserlaubnis wird in der Regel für ein Jahr erteilt und 
kann auf bis zu drei Jahre verlängert werden. Diese ermög-
licht auch die Durchführung einer qualifizierten Tätigkeit. 
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Die zweite Einreisemöglichkeit – auf Grundlage der neu ein-
geführten Chancenkarte – erlaubt die Einreise für ein Jahr 
zur Suche nach einer Erwerbstätigkeit oder zur Suche nach 
Möglichkeiten zur Durchführung des Anerkennungsprozesses 
der ausländischen Berufsqualifikation (z. B. einer Anerken-
nungspartnerschaft). Die Chancenkarte basiert auf einem 
Punktesystem, das Sprachkenntnisse, Berufserfahrung, Alter 
und Deutschlandbezug berücksichtigt. Man erhält sie bei 
mindestens sechs Punkten, wobei Fachkräfte, die eine inlän-
dische Berufsqualifizierung oder eine im Ausland erworbene, 
aber in Deutschland bereits anerkannte berufliche Qualifi- 
zierung (sowohl Berufsausbildung als auch akademische Aus-
bildung) besitzen (§ 18 Absatz 3 AufenthG), direkt eine Chan- 
cenkarte erhalten (BMI 2023). 

Bereits im Vorfeld der Novellierung des Fachkräfteeinwan-
derungsgesetzes wurde das Beratungsangebot zur Anerken-
nung der beruflichen Qualifikationen von Pflegefachpersonen 
aus dem Ausland ausgebaut. Besonders hervorzuheben ist 
hier die Zentrale Servicestelle Berufsanerkennung (ZSBA), 
die am 1.2.2020 als Begleitmaßnahme zum im Jahr 2020 in 
Kraft getretenen Fachkräfteeinwanderungsgesetz ihre Arbeit 
aufgenommen hat. Die Kernaufgabe der ZSBA ist es, im Aus-
land lebende Personen zu den Möglichkeiten der Anerken-
nung ausländischer Berufsabschlüsse zu beraten sowie die da-
mit zusammenhängenden Fragen zum Aufenthalt zu klären. 
Vor Etablierung der ZSBA bestand keine zentrale Anlaufstelle 
für interessierte Fachkräfte zu beiden Themen, lediglich die 
Möglichkeit einer Erstberatung über die Hotline „Arbeiten 
und Leben in Deutschland“ (ALiD) und einige punktuelle Be-
ratungsangebote (Erbe 2023) waren gegeben. Über die Web-
site www.anerkennung-in-deutschland.de besteht außerdem 
mittlerweile ein zentrales Internetportal, das Fachkräfte aus 
dem Ausland je nach Beruf und Wohnort an die richtigen  
Ansprechstellen für ihre Berufsanerkennung vermitteln will 
(BMBF 2023).

Neben dem formal-organisatorischen Prozess der Aner-
kennung der beruflichen Qualifikation stellt sich die Frage, 
wie dieser Prozess nicht nur in der Wissenschaft reflektiert, 
sondern auch aus der Praxisperspektive wahrgenommen 
wird. Um gezielt Eindrücke aus der Praxis zu gewinnen, wur-
den elf Expert_inneninterviews sowie ein Expert_innenwork-
shop mit Teilnehmenden aus Wissenschaft und Praxis durch- 
geführt.6 Die zentralen Ergebnisse werden anhand von Origi-
nalzitaten aus den Interviews im Folgenden dargestellt.

HERAUSFORDERUNGEN AUS SICHT DER 
PRAXIS: BÜROKRATISCHE PROBLEME IM 
ANERKENNUNGSPROZESS

Kernthema bei der Einwanderung von Pflegefachpersonen 
aus Drittstaaten ist aus Sicht der Interviewten und Workshop-
teilnehmenden die bürokratische Praxis im Anerkennungs-
verfahren, aus der sich teils gravierende Probleme ergeben. Die 
„deutsche Bürokratie“ wird in vielen Fällen als „völlig über-
fordert“ wahrgenommen, was negative Folgen insbesondere 
für Zugewanderte, Arbeitgeber_innen und Vermittlungsagen-
turen nach sich zieht. Ein Personalleiter eines Krankenhauses 
beschreibt die Situation folgendermaßen: 

„Auf der einen Seite steht der Personaldruck in den Kranken-
häusern und auf der anderen Seite die fehlende Dienstleistungs-
mentalität in den Behörden. Das ist eine schwierige Mischung.“

 
In diesem Zusammenhang ist ein wesentliches Thema die 
Dauer der Anerkennungsverfahren, die für die zugewander-
ten Pflegenden und ihre Arbeitgeber_innen (zu) lange Pha-
sen der Anstellung als Pflegeassistenzpersonen und damit 
Einkommens- sowie Statusverluste für die Antragstellenden 
und das Ausbleiben personeller Entlastung für die Arbeitge-
ber_innen bedeutet. Für den Bereich der reglementierten Be-
rufe insgesamt ist zu konstatieren, dass die durchschnittliche 
Bearbeitungszeit im Anerkennungsverfahren im Jahr 2021 rund 
91 Tage betrug und im Vergleich zu 2017 (rund 133 Tage) ge-
sunken ist (Böse/Schmitz 2022). Dabei ist jedoch festzustel-
len, dass Verfahren zu Berufsabschlüssen aus Drittstaaten 
nach wie vor erheblich längere Bearbeitungszeiten haben als 
jene zu Abschlüssen aus der EU (Böse/Schmitz 2022). Die 
statistischen Durchschnittswerte dürfen zudem nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass die zeitliche Dauer des Bearbeitungs-
prozesses in der Praxis durchaus länger ausfallen kann. Denn 
die gesetzlich geregelte Bearbeitungszeit scheint, so jedenfalls 
äußern sich viele der interviewten Expert_innen, in vielen Fäl-
len nicht eingehalten zu werden. Eine Verfahrensdauer von 
vier, sechs oder acht Monaten ist üblich, in einigen Fällen 
wird von einer Dauer von bis zu 18 Monaten berichtet. Diese 
Verzögerungen haben Konsequenzen: Nach Informationen 
von Expert_innen aus der Praxis verzichten teilweise Antrag-
stellende auf die Fortführung des Verfahrens und „springen 
ab“. So äußert sich eine befragte Person aus der Wissenschaft:

„Der Anerkennungsprozess dauert viel zu lange und die vorge-
gebenen Zeiten entsprechen nicht der Realität. In letzter Zeit  
ist auch der Eindruck entstanden, dass alles eher noch strenger 
geworden ist. Dokumente, die früher ausreichend waren, sind 
es heute nicht mehr. Wenn Sie dann die Unterlagen einreichen, 
vergehen schon ein paar Wochen, bis überhaupt auf Vollstän-
digkeit geprüft wird. Manchmal vergehen 12 bis 18 Monate, da 
verliert man auch schnell die Leute wieder, weil sie das Interesse 
verlieren oder in ein anderes Land gehen.“

Die angestrebte Willkommenskultur verkehrt sich in der 
Wahrnehmung zugewanderter Pflegefachpersonen aufgrund 
solcher Erfahrungen dann ins Gegenteil. Als Grund für die 
Verzögerungen wird neben der Kompliziertheit der Einzel-
fallprüfungen insbesondere die unzureichende Personalaus-
stattung der zuständigen Stellen genannt. Neben fehlenden 
Planstellen für Sachbearbeiter_innen sowie nicht besetzten 
Stellen in den antragsbearbeitenden Behörden (vor allem zen-
trale Anerkennungsstellen der Länder, kommunale Auslän-
derbehörden) führen nach Erfahrung der beteiligten Exper-
ten_innen auch krankheitsbezogene Ausfälle und Kündigungen 
wegen Unzufriedenheit, z. B. in Folge der Umverteilung von 
Personal in der öffentlichen Verwaltung, zu den Personaleng-
pässen. Insbesondere die Covid-19-Pandemie habe hier zu  
einer deutlichen Verschlechterung beigetragen, teils durch 
Personalausfälle, teils durch erhöhte Nachfrage nach der Pan-
demie. In einem Fall wird berichtet, dass die Anerkennungs-
behörde bittet, nicht mehr für das beschleunigte Verfahren zu 
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werben, da die zuständigen Stellen den Prozess ohnehin nicht 
umsetzen könnten. Im Ergebnis bedeutet das: Die Bekämp-
fung des Fachkräftemangels in der Pflege wird durch den Fach- 
kräftemangel in den zuständigen Behörden deutlich erschwert 
oder konterkariert.

Kritisiert wird auch die Haltung der Sachbearbeiter_innen, 
denen es bei der Bearbeitung sehr häufig am Dienstleistungs-
charakter fehle. In den Worten einer interviewten Person aus 
dem Bereich der Personalleitung einer Gesundheitseinrichtung:

„Wir treten im Ausland auf mit dem Ruf ,Come to Germany‘, 
aber es endet an der Grenze. Dann beginnt oft das bürokrati-
sche, komplizierte Deutschland. Die Beamten arbeiten ihre Ge-
setze ab, das kann man ja auch nachvollziehen. Keiner will einen 
Fehler machen. Es fehlt aber der Dienstleistungscharakter und 
eine konsequente Willkommenskultur.“

Teilweise berichten die Experten_innen davon, dass die zu-
ständigen Stellen immer neue Dokumente und Nachweise 
nachfordern, was gelegentlich als Willkür interpretiert wird, 
um Verfahren zu verzögern und für sich Entlastung zu schaf-
fen. Auch seien die Stellen häufig für Rückfragen oder Klä-
rungsbedarfe von Arbeitgeber_innen schlecht erreichbar. Ein 
Gefühl für den Druck, der bei den zugewanderten Pflegefach-
personen und ihren Arbeitgeber_innen herrsche sowie die 
Vorstellung, dass „alle an einem Strang ziehen“ sollten, sei 
nicht vorhanden (Senghaas/Struck 2023). Gerade in kleineren 
Kliniken und Pflegeeinrichtungen, die keine eigene Abteilung 
für Recruiting und Akquise haben, und in denen sich statt-
dessen einzelne Personen, z. B. Beauftragte aus der Mitarbei-
terschaft, für die Anwerbung von Pflegefachpersonen aus dem 
Ausland engagieren, zeigen sich somit schnell personelle und 
finanzielle Grenzen. Die anfallende Arbeit ist oftmals nicht  
zu leisten, wenn nicht auf die Hilfe von professionalisierten 
Vermittlungsagenturen zurückgegriffen werden kann.

Neben der Verfahrensdauer tragen auch die fehlende Ein-
heitlichkeit und mangelnde Transparenz der Verfahren ent-
scheidend zur Problematik bei (Adunts et al. 2023). So wird 
das im internationalen Vergleich eher restriktive System der 
Anerkennung von Berufsabschlüssen als grundsätzlicher Wett- 
bewerbsnachteil für Deutschland gesehen (Adunts et al. 2023). 
Zusätzlich steht Deutschland vor dem Hintergrund seiner  
föderalen Struktur vor besonderen Herausforderungen: So 
existieren unterschiedliche Vorgehensweisen der Bundesländer 
und teilweise sogar der regional zuständigen Stellen innerhalb 
der Länder. Der Aufwand im Anerkennungsverfahren kann 
sich je nach kommunaler Zuständigkeit deutlich unterschei-
den. Es gibt sowohl bei den zuständigen Stellen, die sich um 
den Anerkennungsprozess kümmern, als auch bei den lokalen 
Ausländerbehörden Unterschiede hinsichtlich der vorzule-
genden Dokumente für eine Aufenthaltserlaubnis oder der 
nachzuholenden Qualifizierungsmaßnahmen. Es wird berich-
tet, dass in einem Bundesland beispielsweise die Schwarz-
Weiß-Kopie eines Dokuments ausreicht, im anderen Bundes-
land hingegen eine Farbkopie gefordert wird. Diese Unter-
schiede verkomplizierten die Vorgänge erheblich. Eine Ver-
mittlungsagentur berichtet, dass sie genau aus diesem Grund 
nur in einem Bundesland aktiv sei, weil der direkte Kontakt 
zu den Behörden als zentraler Erfolgsfaktor für den Anwer-

bungsprozess gelte. Diese innerdeutschen Unterschiede hin-
sichtlich des Verfahrens sind im Ausland nicht zu vermitteln.

Bemängelt wird, dass weder die Länder zusammenarbeiten 
und einheitliche Standards entwickeln noch die Abstimmung 
mit der jeweiligen Ausländerbehörde ausreiche. So berichtet 
eine Person, die im Bereich der Personalvermittlung tätig ist:

„Die Ausländerbehörde ist in Hand der Kommune, da hat die Be- 
zirksregierung und das Land keinen Einfluss drauf. Ich hatte  
gestern noch ein Formular in der Hand, wo 18 Punkte abgehakt 
werden müssen, die Pflegekräfte stehen dann davor und wissen 
gar nicht, was zu tun ist.“

Darüber hinaus wird auch die unzureichende Digitalisierung 
von Kernprozessen des Anerkennungsverfahrens kritisiert. 
Sehr häufig ist es nicht möglich, Dokumente digital zu über-
mitteln, was zu einer weiteren Verzögerung beitragen kann. 
Neben einer Digitalisierung des Verfahrens wird unter ande-
rem angeregt, bei den zuständigen Stellen eine zentrale An-
sprechperson zu benennen und verstärkt auf Mustergutachten 
zur Anerkennung zu setzen. Im Kern geht es darum, vorhan-
dene Erfahrungen und Wissensbestände zu nutzen, statt auf 
dem Wege akribischer Einzelfallprüfungen bereits Bekanntes 
erneut abzuprüfen. Als Beispiel wird genannt, dass die Aus-
bildungsinhalte einer spezifischen Hochschule in einem Her-
kunftsland nicht für jede einzelne Absolventin oder jeden 
einzelnen Absolventen neu geprüft werden müssten, sondern 
einheitlich anerkannt werden könnten.

Bezüglich der Qualifizierungsmöglichkeiten zum Ausgleich 
von Defiziten wird in den Interviews mehrfach ein fehlendes 
Angebot angesprochen. So wird aus dem Bereich der Wissen-
schaft berichtet:  

„Es ist gesetzlich festgeschrieben, dass die Fachkraft die Defizite 
über eine Kenntnisprüfung oder einen Anpassungslehrgang 
ausgleichen kann. Die Einrichtungen bieten aber aus Kosten-
gründen meist nur eine Kenntnisprüfung an. Eine enge Beglei-
tung wie im Anpassungslehrgang ist allerdings nachhaltiger.“

Insgesamt sind sich die beteiligten Expert_innen einig, dass 
ein vereinfachtes, bundesweit einheitliches, verlässliches und 
transparentes Anerkennungsverfahren dringend erforderlich 
ist. Erfahrungen haben gezeigt, dass die Zentralisierung von 
Anerkennungsverfahren bei einer Landesbehörde dazu beitra- 
gen kann, die Prozesse zu vereinfachen und zu beschleunigen 
(IQ konkret 2021). 

Eine weitere Herausforderung bezieht sich auf die Organi-
sation und Koordination von Anpassungsqualifizierung, Ar-
beitstätigkeit und sozial-kultureller Integration. Sind diese 
Handlungsfelder nicht umfassend und personenzentriert auf-
einander abgestimmt (Otiende-Lawani/Weber 2023), mangelt 
es an zeitnah verfügbaren Qualifizierungsangeboten und feh-
len sozial-kulturelle Unterstützungsangebote vor Ort, können 
daraus zusätzliche Belastungen und Beanspruchungen für die 
zugewanderten Pflegefachpersonen, aber auch die Teams in 
Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen entstehen. So kann 
es zu Verzögerungen kommen, wenn Pflegepädagog_innen 
und Praxisanleiter_innen fehlen oder Qualifizierungs- und 
Prüfungskapazitäten lokal nicht ausreichend verfügbar sind. 
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In der Folge können Kenntnisprüfungen nicht abgenommen 
und der Anpassungslehrgang nicht abgeschlossen werden. 
Hieraus resultiert das Risiko für die Einrichtungen, das fehlen- 
de Integration zu Unzufriedenheit und Unverständnis beim 
gerade neu gewonnenen Personal führen kann, auch mit der 
Folge eines Jobwechsels. Hinzu kommt, dass sich die finanzi- 
elle und personelle Investition in die Einarbeitung des neuen 
Personals nicht mehr rentiert, was gerade kleinere Einrich-
tungen schwer verkraften können. 

Das novellierte Fachkräfteeinwanderungsgesetz schafft den 
Rahmen für eine gesteigerte und vereinfachte Zuwanderung 
von qualifizierten Fachkräften aus Nicht-EU-Ländern. Im Work- 
shop wurde deutlich, dass diese Zielsetzung grundsätzlich be-
grüßt wird. Gleichwohl gab es mit Blick auf die intendierten 
Wirkungseffekte auch kontroverse Diskussionen. Einerseits 
wurden Hoffnungen auf die Beschleunigung der Verfahrens-
prozesse artikuliert, andererseits zeigte die Diskussion auch, 
dass diese Hoffnungen in der Pflegepraxis nicht allzu groß 
sind. Zwar dürfte das Gesetz aus Sicht der Expert_innen da-
für sorgen, dass sich die Prozesse weiter professionalisieren 
und etablieren. So gibt es schon jetzt immer mehr Agenturen, 
die sehr professionell arbeiteten, um Fachkräfte aus anderen 
Ländern zu rekrutieren. Vor diesem Hintergrund berichten die 
beteiligten Expert_innen aber auch von unseriösen Vermittlungs- 
agenturen sowie von Einrichtungen, die Anerkennungspro-
zesse auf „Bestellung“ als Massengeschäft betreiben und eine 
hohe Quote des Scheiterns einkalkulieren. Die daraus entste-
henden Folgerisiken tragen dann überwiegend die eingewan-
derten Pflegefachpersonen, Krankenhäuser und Pflegeein-
richtungen. Zudem wurde darauf hingewiesen, dass über die 
formal-organisatorische Abwicklung hinaus zugewanderte 
Pflegefachkräfte über wichtige Aspekte, wie z. B. ihre Rechte 
als Arbeitnehmer_innen in Deutschland, häufig im Unklaren 
gelassen werden.  

GESTALTUNGSOPTIONEN ZUR OPTIMIERUNG 
DES ANERKENNUNGSPROZESSES 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass komplementär zu 
den gesetzlichen Neuregelungen die strukturell-organisatorische 
Ausgestaltung einer (lokalen) „Willkommenskultur“ weiter-
entwickelt werden muss, um das arbeitsmarktpolitische Poten-
zial von Pflegefachpersonen aus Drittstaaten überhaupt zu  
heben. Denn ob eine „Willkommenskultur“ erfahrbar wird, 
hängt auch von der Dienstleistungsorientierung im Anerken-
nungsverfahren selber ab, welche die wahrgenommenen Chan- 
cen und Perspektiven zugewanderter Pflegefachpersonen und 
ihrer Arbeitgeber_innen in erheblichem Maße mitprägt. Zum 
anderen reicht es nicht aus, die Integration auf technokra-
tisch-administrative Prozesse zu verkürzen. Denn die Umset-
zung einer „Willkommenskultur“ erfordert auch leistungsfähige 
sozialstaatliche und niedrigschwellige, zivilgesellschaftliche 
Unterstützungsstrukturen und -netzwerke mit Gesundheits-
einrichtungen. In den Gesprächen mit den teilnehmenden Ex-
pert_innen wurden verschiedene Anregungen und Forderungen 
deutlich, die sich insbesondere auf die Verbesserung beim Kern- 
problem der Zuwanderung von Pflegefachpersonen aus Dritt-
staaten beziehen: die geschilderte bürokratische Problematik.

Diese Empfehlungen und Anregungen lassen sich in vier 
Punkten zusammenfassen:

1. Eine konsequente Vernetzung aller Beteiligten – zuständi-
ge Stelle des Landes im Anerkennungsverfahren, lokale 
Ausländerbehörde und Arbeitgeber_in – würde eine we-
sentliche Verbesserung der Zusammenarbeit bewirken. 
Darüber hinaus geht es aber auch um Hilfe bei der Woh-
nungssuche oder die soziale und kulturelle Unterstützung 
des Ankommens- und Integrationsprozesses. Angeregt 
wird eine zentrale Ansprechperson, die den Anerkennungs- 
prozess fallorientiert koordiniert. Dies würde den „kurzen 
Draht“ darstellen, den sich Arbeitgeber_innen, Vermitt-
lungsagenturen und Antragstellende wünschen. Statt einer 
institutionenorientierten wäre eine personenzentrierte 
Ausrichtung im Anerkennungsprozess notwendig. Hier 
würde sich eine „Willkommenskultur“ durch eine konse-
quente Fallorientierung ausdrücken und eine Zusammen-
arbeit mit dem gemeinsamen Ziel eines effizienten Aner-
kennungsprozesses ermöglichen.

2. Das finanzielle Risiko für Arbeitgeber_innen, durch die 
fehlende Refinanzierung während des Anerkennungsver-
fahrens und durch Verlust bereits gewonnener Arbeit- 
nehmer_innen beim Arbeitsplatzwechsel, könnte durch 
eine Form der Umlagefinanzierung der Zuwanderungs-
kosten abgeschwächt werden. 

3. Darüber hinaus wäre zu überlegen, ob kommunale Akteu-
re, wie z. B. lokale Wirtschaftsförderungen, unterstützende 
Angebote für kleinst- und kleinbetriebliche Gesundheits- 
und Pflegeeinrichtungen vorhalten könnten. Gerade dort, 
wo kleinere Einrichtungen aufgrund ihrer fehlenden Ka-
pazitäten bislang kaum von den Chancen der Fachkräfte-
zuwanderung profitieren, könnte die Initiierung neuer 
Kooperationsstrukturen und Zusammenschlüsse von Ein-
richtungen (Anwerbegemeinschaften) sinnvoll sein. Inte-
graler Bestandteil solcher Konzepte müsste dann auch  
die Begleitung des Integrationsprozesses sein, damit sich 
Anwerbungen langfristig sichern lassen.

4. Die Etablierung von lokalen Migrationspatenschaften, u. a. 
mit ehrenamtlich tätigen Personen, mit dem Bundesfrei-
willigendienst oder mit Freiwilligen im Sozialen Jahr kann 
dazu beitragen, niedrigschwellige, auch zivilgesellschaft- 
liche Unterstützungsstrukturen und Unterstützungsnetz-
werke mit Gesundheitseinrichtungen vor Ort zu stärken.  

Darüber hinaus kann der gezielte und einrichtungsübergrei-
fende Einsatz von Digitalisierung dazu beitragen, den gesamten 
Prozess zu optimieren. Ein entscheidender Fortschritt zur 
Verbesserung des Anerkennungsverfahrens kann durch bun-
desweit einheitliche, verbindliche digitale Verfahren zur Ein-
reichung von Nachweisen erreicht werden. Eine weitere Verein- 
fachung würde die standardisierte Anerkennung der Ausbil-
dungsinhalte einzelner Bildungsinstitute/Hochschulen in ei-
nem Herkunftsland anstelle akribischer Einzelfallprüfungen 
bewirken. Auch digitale modularisierte Bildungsangebote im 
Rahmen der Qualifizierungsmaßnahmen können ebenfalls zu 
einer Verbesserung des gesamten Prozesses beitragen.
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ENDNOTEN

1 Die Zahlen zu den Anerkennungsverfahren basieren auf der Anerken-
nungsstatistik von Destatis. Die Datenaufzeichnung zur Anerkennung 
ausländischer Berufsqualifikationen erfolgt seit 2012 und ist im Rah-
men des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes (BQFG) gesetzlich 
vorgeschrieben (§ 17 BQFG). Da die Länderangaben sich auf das Land 
beziehen, in dem eine Person ihre berufliche Qualifizierung absolviert 
hat, liegen keinerlei Informationen zur Staatsangehörigkeit vor. Aus 
den Angaben der Statistik kann man entnehmen, wie viele Verfahren 
in einem Berichtsjahr durchgeführt worden sind und wie viele davon 
abgeschlossen wurden. Da sich die Zahlen immer auf ein Berichtsjahr 
beziehen, lässt sich nicht differenzieren, wann die genehmigten An-
träge gestellt wurden. Unter dem Begriff „Pflegefachpersonen“ sind 
folgende Berufe zusammengefasst: Altenpfleger_in, Gesundheits- 
und Kinderkrankenpfleger_in, Gesundheits- und Krankenpfleger_in, 
Pflegefachmann/-fachfrau.

2 Bei der Anfrage der Daten waren nur Zahlen bis 2021 verfügbar.
3 2019 zählten 416 Berufe in Deutschland zu den reglementierten  

Berufen (Deutscher Bundestag 2019). Die Mehrheit der Berufe in 
Deutschland ist jedoch nicht reglementiert.

4 Eine Verpflichtungserklärung ist eine Absichtserklärung von in 
Deutschland lebenden Dritten für Einreisende nach Deutschland, die 
den Aufenthalt nicht mit eigenen Mitteln finanzieren können. Im 
Rahmen einer Verpflichtungserklärung verpflichtet man sich, für alle 
entstehenden Kosten während eines Aufenthalts aufzukommen  
(§§ 66–68 AufenthG).

5 Es bestehen Absprachen der BA mit der Arbeitsverwaltung folgender 
außereuropäischer Länder: Brasilien, El Salvador, Mexiko, Tunesien, 
Jordanien, Bosnien und Herzegowina, Vietnam, Indonesien, Philippi-
nen und Indien (BA 2022). 

6 Die Expert_innen kamen u. a. aus nachfolgenden Bereichen: Perso-
nalverantwortliche aus Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen, Ar- 
beitsgemeinschaft von Arbeitgeber_innen in der Pflege, Gewerk-
schaft ver.di, IQ-Fachstelle Anerkennung und Qualifizierung, Vermitt-
lungsagenturen, Unterstützungsagenturen und Gütegemeinschaf- 
ten mit Tätigkeitschwerpunkt „Pflege“ sowie aus Politik und Praxis 
mit den Schwerpunkten Migration bzw. interkulturelle Kompetenz.
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